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Einleitung
Hauptverursacher der Lärmbelastung in Baden-Württemberg 
ist – wie in ganz Deutschland – der Straßenverkehr. Entlang 
der Hauptverkehrsstraßen außerhalb der Ballungsräume 
wurden bei der Lärmkartierung 2017 mehr als eine viertel 
Million Menschen ermittelt, die nächtlichen Lärmbelastungen 
über 50 dB(A) LNight ausgesetzt sind.

Baden-Württemberg verfolgt das Ziel, die bestehenden 
Handlungsmöglichkeiten beim Schutz vor Verkehrslärm im 
Sinne der Lärmbetroffenen auszuschöpfen, und tritt dafür ein, 
die Rahmenbedingungen für den Lärmschutz auf rechtlicher 
und fachlicher Ebene weiter zu verbessern.

Durch die Umsetzung einer Vielzahl an 
Lärmminderungsmaßnahmen konnten so in den vergangenen 
Jahren zahlreiche Lärmschwerpunkte entschärft und viele 
Menschen von gesundheitskritischen Lärmpegeln entlastet 
werden.

Durch ein zunehmend integriertes Vorgehen an der 
Schnittstelle zwischen Verkehrs- und Stadtplanung, Klima-
und Lärmschutz sowie zielgerichteten Förderprogrammen für 
eine nachhaltige, klimafreundliche und leise Mobilität wird 
der Lärmschutz als zentrales Element bei der Gestaltung der 
Verkehrswende verankert.

Lärmbelastung an Hauptverkehrsstraßen
Auf Grundlage der EU-Umgebungslärmrichtlinie und § 47c 
Bundes-Immissionsschutzgesetz erfolgt seit 2007 alle fünf 
Jahre die Kartierung des Umgebungslärms. Neben der 
Kartierung der Ballungsräume, der Haupteisenbahnstrecken 
und der Großflughäfen umfasst dies auch die 
Lärmkartierung der Hauptverkehrsstraßen, d. h. der 
Bundesfern- und Landesstraßen mit einem 
Verkehrsaufkommen von über drei Millionen 
Kraftfahrzeugen pro Jahr.

In Baden-Württemberg ist die LUBW Landesanstalt für 
Umwelt für die Kartierung der Hauptverkehrsstraßen 
außerhalb der Ballungsräume zuständig. Bei der bislang 
letzten Lärmkartierung 2017 erstreckte sich das kartierte 
Streckennetz auf ca. 5.300 Kilometer Straße (Abbildung 1).

Die landesweite Belastungsstatistik der LUBW zur 
Lärmkartierung 2017 [1] weist für die baden-
württembergischen Hauptverkehrsstraßen außerhalb der 
Ballungsräume 436.000 lärmbelastete Einwohner im zu 
kartierenden Pegelbereich über 55 dB(A) LDEN und 
260.500 Einwohner für den Pegelbereich über 50 dB(A) LNight

aus.

Mit Blick auf die nach den Erkenntnissen der 
Lärmwirkungsforschung als gesundheitskritisch geltenden 
Lärmbelastungen waren an den kartierten 
Hauptverkehrsstraßen ca. 86.400 Menschen einem LDEN über 

65 dB(A) und ca. 106.400 Menschen einem LNight über 
55 dB(A) ausgesetzt. In etwa der Hälfte der Gemeinden 
Baden-Württembergs wurden Lärmbetroffene mit durch den 
Straßenverkehr verursachten Pegeln oberhalb dieser Werte 
ermittelt.

Abbildung 1: Darstellung der landesweiten Lärmkartierung 
der Hauptverkehrsstraßen 2017 in Baden-Württemberg 
(inkl. Ballungsräume). Quelle: LUBW Landesanstalt für 
Umwelt Baden-Württemberg. Kartengrundlage: LGL.

Gesundheitsschutz als Zielgröße
Die für die Bekämpfung des Verkehrslärms maßgeblichen 
Vorschriften und Richtlinien sehen ein Handlungserfordernis 
erst ab Pegeln von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der 
Nacht erreicht. Zu nennen sind hier in erster Linie die 
Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV), bei der 
dieses Wertepaar zur Definition einer wesentlichen Änderung 
eines Verkehrswegs herangezogen wird, sowie die für 
Straßenverkehrsbehörden ermessenslenkenden Lärmschutz-
Richtlinien-StV, nach denen Verkehrsbeschränkungen aus 
Lärmschutzgründen insbesondere ab den genannten Werten 
in Betracht kommen. 

Aus Sicht der Lärmwirkungsforschung werden diese Werte 
dem mit Verkehrslärm verbundenen Gesundheitsrisiko nicht 
gerecht und sollten daher in einem ersten Schritt um 
wenigstens 5 dB(A) auf Werte von 65 dB(A) tags und 
55 dB(A) nachts abgesenkt werden [2]. Damit könnte
insbesondere für bestehende Straßen eine am 
Gesundheitsschutz der Anwohner von Hauptverkehrsstraßen 
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orientierte Eingriffsschwelle etabliert werden. Der 
Sachverständigenrat für Umweltfragen hat sich dieser 
Forderung im aktuellen „Umweltgutachten 2020: Für eine 
entschlossene Umweltpolitik in Deutschland und Europa“
angeschlossen [3].

Lärmaktionspläne als Säule des Lärmschutzes
Für die Lärmaktionspläne der Städte und Gemeinden in 
Baden-Württemberg formuliert der sogenannte 
Kooperationserlass-Lärmaktionsplanung des Ministeriums 
für Verkehr die Empfehlung und Zielsetzung, dass 
Lärmbelastungen oberhalb von 65 dB(A) tags und 55 dB(A) 
nachts bei der Maßnahmenplanung und Ermessensausübung 
besonders berücksichtigt werden sollen, da diese im 
gesundheitskritischen Bereich liegen.

Dies folgt der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshof 
Baden-Württemberg (VGH), der in seinem Urteil vom 
17. Juli 2018 (Az. 10 S 2449/17) u.a. festgestellt hat, dass 

- die Gemeinden bei der Ermessensausübung im Zuge
der Lärmaktionsplanung zwar an die fachrechtlichen 
Rahmenbedingungen, nicht aber an für die 
Fachbehörden geltende Verwaltungsvorschriften
gebunden sind und 

- die Fachbehörden zur Umsetzung in 
Lärmaktionsplänen rechtmäßig festgelegter 
Lärmminderungsmaßnahmen verpflichtet sind, ohne 
dass ihnen ein nach den fachrechtlichen 
Eingriffsnormen zustehendes Ermessen verbliebe.

Das VGH-Urteil hat mit dem Zusprechen dieser 
Bindungswirkung von Lärmaktionsplänen den Stellenwert
der Lärmaktionsplanung deutlich gestärkt, da den Kommunen 
damit weitreichende Kompetenzen eingeräumt wurden, 
eigenständig beispielsweise über die oftmals vieldiskutierte 
Frage um Tempo 30 auf Hauptverkehrsstraßen zu 
entscheiden.

Die Lärmaktionspläne der Städte und Gemeinden haben sich 
als wichtige Säule der Lärmschutzstrategie des Landes 
etabliert. Die Auswertung der in den letzten fünf Jahren 
aufgestellten Lärmaktionspläne ergab, dass von den 
Gemeinden im Rahmen der Lärmaktionsplanung mehr als 
1.000 konkrete Lärmschutzmaßnahmen entwickelt und 
festgelegt worden sind. Nach wie vor finden sich in 
Lärmaktionsplänen am häufigsten verkehrsrechtliche 
Maßnahmen wie innerörtliche 
Geschwindigkeitsbeschränkungen auf 30 km/h, gefolgt vom 
Einbau lärmmindernder Fahrbahnbeläge. Zunehmend 
enthalten die Lärmaktionspläne jedoch auch weitergehende 
Maßnahmen wie den Um- und Rückbau von Straßen zur 
Verkehrsberuhigung, die Förderung umwelt- und 
klimaverträglicher Mobilität sowie städtebauliche Vorhaben
[4].

Lückenloses Handeln an bestehenden Straßen
Im deutschen Verkehrslärmschutzrecht fehlt es an einer 
gesetzlichen Regelung für den Lärmschutz an bestehenden 
Verkehrswegen. Dennoch – oder deshalb – besteht in Baden-
Württemberg die Zielsetzung, dass perspektivisch keine 

Lärmschwerpunkte an Bestandsstraßen bestehen, an denen 
die Umsetzbarkeit möglicher Lärmminderungsmaßnahmen 
nicht zumindest umfassend geprüft wurde. 

Neben der Lärmaktionsplanung sind daher die bauliche 
Lärmsanierung sowie das Handeln der 
Straßenverkehrsbehörden wichtige Bestandteile, um einen 
flächendeckenden, lückenlosen Verkehrslärmschutz 
anzustreben.

Die Ergebnisse der Lärmkartierung liefern den zuständigen 
Behörden eine wichtige Grundlage, indem 
Lärmschwerpunkte identifiziert und priorisiert werden 
können. Die Verknüpfung zwischen 
Lärmminderungsplanung, freiwilliger baulicher 
Lärmsanierung und den straßenverkehrsrechtlichen 
Handlungsmöglichkeiten in Baden-Württemberg schafft so 
die Möglichkeit, die Problematik des Verkehrslärms 
systematisch anzugehen und sukzessive zu verringern. 

Szenarienberechnung: Erfolge und Potenziale
Die Forderung des Landes nach einer Absenkung der 
Eingriffsschwellen für Lärmschutzmaßnahmen war zugleich 
Aufhänger für zwei Szenarienberechnungen, die das 
Ministerium für Verkehr auf Grundlage der Lärmkartierung 
2017 hat durchführen lassen [5].

Lärmminderungserfolge umgesetzter Maßnahmen
Mit dem Berechnungsmodell der Lärmkartierung wurde 
durch das Ausblenden bereits erfolgter lärmmindernder 
Maßnahmen wie innerörtlichen 
Geschwindigkeitsbeschränkungen, bestehenden 
Lärmschutzbauwerken und verbauten lärmarmen 
Fahrbahnbelägen ermittelt, wie viele Menschen durch die in 
Baden-Württemberg in der Vergangenheit umgesetzten 
Maßnahmen bereits entlastet werden konnten. Im Vergleich 
zur Lärmkartierung der Hauptverkehrsstraßen 2017 läge die 
geschätzte Zahl der Lärmbetroffenen über 55 dB(A) nachts
ohne diese erfolgten Maßnahmen um etwa ein Drittel höher, 
die Zahl hochgradig Lärmbetroffener mit Pegeln über 
60 dB(A) nachts läge gar um ca. 40 % über dem heutigen 
Niveau.

Potenzialabschätzung Tempo 30 und Fahrbahnbeläge
Trotz dieser bereits erzielten Erfolge verbleiben mehr als 
100.000 Menschen, die an Hauptverkehrsstraßen 
Lärmbelastungen über 55 dB(A) in der Nacht ausgesetzt sind. 
Das zweite Szenario untersuchte daher, welches 
Lärmminderungspotenzial besteht, wenn konsequent und 
flächendeckend Maßnahmen ergriffen werden könnten, 
sobald Lärmbelastungen in dieser Höhe ermittelt wurden. Für 
die Potenzialabschätzung wurde im Berechnungsmodell auf 
den betreffenden Streckenabschnitten innerorts Tempo 30
„angeordnet“ sowie ein lärmarmer Fahrbahnbelag „verbaut“.
Das damit verbundene Lärmminderungspotenzial ist 
beträchtlich. Die Zahl der Lärmbetroffenen über 55 dB(A) 
nachts würde mehr als zwei Drittel gesenkt. Von sehr hohen 
Lärmpegeln über 60 dB(A) nachts könnte auf diese Weise ein 
Großteil der heutigen Betroffenen entlastet werden, die Zahl 
der Lärmbelasteten würde sich um ca. 90 % reduzieren.
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Auch wenn die Szenarienberechnungen im Einzelfall keine 
Aussage erlauben, ob ggf. verkehrsrechtliche, bautechnische 
oder finanzielle Gründe gegen eine kurzfristige oder auch 
generelle Umsetzung der im Modell untersuchten 
Maßnahmen sprechen, zeigt das: es besteht die Möglichkeit, 
Lärmbelastungen im gesundheitskritischen Bereich deutlich
zu verringern und sehr hohe Lärmbelastungen nahezu 
flächendeckend abzubauen. Dieses Potenzial gilt es im 
Interesse der Lärmbetroffenen auszuschöpfen.

Lärmschutz als Teil integrierter Planungen
Erfolgreicher Lärmschutz an Straßen und Ortsdurchfahrten 
dient nicht nur dem Gesundheitsschutz der Anwohnerinnen 
und Anwohner, sondern ist auch ein essenzieller Baustein für 
eine nachhaltige Ortsentwicklung und das Ziel lebendiger und 
verkehrsberuhigter Ortsmitten. Gleichzeitig ist der 
Lärmschutz Profiteur einer gelungenen integrierten Stadt-,
Straßen- und Mobilitätsplanung.

Werden diese Themen und Prozesse zusammen gedacht, 
können Synergien genutzt und Maßnahmen entwickelt 
werden, die über die Lösung isolierter Lärmschwerpunkte 
hinaus Wirkung entfalten.

Ein aktueller Ansatz und Angebot insbesondere für kleinere 
Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg ist das 
Vorhaben des Verkehrsministeriums, „Integrierte Pläne für 
Mobilität, Klima- und Lärmschutz“ zu fördern. Die 
Gemeinden werden dabei in Vorbereitung, Analyse,
Strategieentwicklung und Maßnahmenplanung auf dem Weg 
zu nachhaltigen und klimafreundlichen Mobilitätskonzepten
unterstützt. Die Lärmaktionspläne der Gemeinden können zu 
diesem interdisziplinären Vorgehen wichtige Bausteine 
liefern und Prozesse und Abläufe wie zum Beispiel die 
Einbeziehung der Öffentlichkeit effizient verknüpft werden.

Einen integrierten und interdisziplinären Ansatz verfolgt auch 
das Projekt „Ortsmitten – gemeinsam barrierefrei und
lebenswert gestalten“, das sich zum Ziel gesetzt hat, bis zum 
Jahr 2030 in Baden-Württemberg 500 lebendige und 
verkehrsberuhigte Ortsmitten zu schaffen [6]. Die 
Wiedererlangung der vielerorts nicht zuletzt durch den 
zunehmenden Verkehr eingebüßten Kernfunktionen von 
Ortsmitten als sozialer, kultureller, öffentlich und vielfältig 
nutzbarer Raum mit Aufenthaltsqualität kann nur gelingen, 
wenn diese Bereiche und Plätze nicht von belästigendem oder 
gar krankmachendem Verkehrslärm dominiert werden. 
Welchen Beitrag der Schutz vor Lärm zum Ziel lebendiger 
Ortsmitten beitragen kann, ist im Leitfaden „Leise durch den 
Ort“ des Verkehrsministeriums beschrieben [7].

Auch das Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(LGVFG) zur Förderung von Vorhaben an Straßen in 
kommunaler Baulast wurde gezielt um Maßnahmen zur 
Verkehrsberuhigung ergänzt. Neben Lärmschutzmaßnahmen 
im engeren Sinn wie dem Einbau lärmminderer 
Fahrbahnbeläge oder der Bezuschussung von 
Schallschutzfenstern umfasst das LGVFG unter anderem 
auch den Um- und Rückbau von Straßen, 
Fahrbahnverengungen oder das Reduzieren von Kfz-
Stellplätzen. Im Zusammenspiel mit der ebenfalls im LGVFG 
verankerten Förderung des ÖPNV sowie des Rad- und

Fußverkehrs profitiert der Lärmschutz an Straßen damit auf 
breiter Ebene [8].

Ausblick
Baden-Württemberg wird den eingeschlagenen Weg weiter 
beschreiten, bestehende Handlungsmöglichkeiten für den 
Lärmschutz im Sinne der Betroffenen konsequent 
auszuschöpfen, zudem aber auch auf politischer Ebene dafür 
einzutreten, dass die Handlungsspielräume im Interesse des 
Lärmschutzes erweitert werden. 

Für die Städte und Gemeinden steht mit den zum 30. Juni 
2022 zu aktualisierenden Lärmkarten der Start in die 
mittlerweile vierte Runde der Lärmaktionsplanung an. Durch 
die zwischenzeitlich erfolgte europäische Harmonisierung der 
Berechnungsverfahren für den Umgebungslärm sowie 
Änderungen in der EU-Umgebungslärmrichtlinie und der 
Verordnung über die Lärmkartierung (34. BImSchV) wird 
auch diese Runde ihre Neuerungen mit sich bringen. Aus 
Sicht des Lärmschutzes ist dabei der Spagat gefragt, einerseits 
die (steigenden) formalen Anforderungen der 
Umgebungslärmrichtlinie und der EU-Berichterstattung zu 
erfüllen, zugleich aber mit der Lärmaktionsplanung vor Ort 
konkrete Maßnahmen in den Blick zu nehmen und 
umzusetzen, um bestehende Lärmprobleme zu mindern und 
ruhige Gebiete zu schützen.
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